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Bürgerliche Sympathien
Das Ja zur Pflegeinitiative gilt als Erfolg der Gewerkschaften. 
Dabei kam das Anliegen ursprünglich von rechter Seite.

Robert Nef

Das Anliegen der Pflegeinitiative ist 
jetzt in den ersten Abstimmungs­
kommentaren durchwegs unzutref­

fend dargestellt worden. Ihr Ursprung ist näm­
lich nicht auf Gewerkschaftsseite, sondern ist 
die parlamentarische Initiative Joder (SVP BE), 
die am 16. März 2011 mit dem Titel «Gesetz­
liche Anerkennung der Verantwortung der 
Pflege» eingereicht wurde. Da das Parlament 
nicht auf die von einem SVP-Parlamentarier 
eingereichte Initiative eintrat, wollte sich 
der Berufsverband der Pflegefachfrauen und 
Pflegefachmänner (SBK) über den Weg des Vol­
kes Gehör verschaffen und lancierte im Janu­
ar 2017 eine Initiative mit dem Titel «Für eine 
starke Pflege» (Pflegeinitiative). 

Damit knüpfte der Berufsverband an den Vor­
stoss der Hausärzteschaft an, die 2009 eine Ini­
tiative eingereicht hatte, deren direkter Gegen­
vorschlag zur medizinischen Grundversorgung 
2014 dann einen Ja-Stimmen-Anteil von 88 Pro­
zent erreichte. Das Initiativkomitee der Pflege­
initiative war breit abgestützt: Unter den 27 Ur­
heberinnen und Urhebern befanden sich neben 
Ärztinnen und Ärzten sowie Personen aus dem 
Pflegebereich zahlreiche (ehemalige) National­
rätinnen und Nationalräte von allen grösseren 
Parteien – mit Ausnahme der FDP. Von einem 
«klaren und erstmaligen Sieg» von Links/Grün 
und Gewerkschaften bei der Pflegeinitiative 
kann daher keine Rede sein.

Kontraproduktive Kampagne

Bei der parteipolitischen Beurteilung des 
Abstimmungsresultats von 61:39 ist – un­
abhängig vom konkreten speziellen Ab­
stimmungsverhalten bei diesem Urnengang 
– vom jeweiligen Wähleranteil der Parteien 
auszugehen. Dieses Bild präsentiert sich wie 
folgt: FDP 15 Prozent, Mitte/CVP 11 Prozent, 
SP 17 Prozent, SVP 25 Prozent, Grüne 13 Pro­
zent, Übrige 19 Prozent.

Angenommen, SP und Grüne haben ge­
schlossen mit Ja gestimmt und die Mitte zur 
Hälfte, dann führt dies erst zu 35 Prozent Ja-
Stimmen. Es haben also immer noch gut 25 Pro­
zent der SVP- und der FDP-Wählerschaft mit Ja 

gestimmt. Ich selbst gehöre als FDP-Mitglied 
zu diesen 25 Prozent. 

Die Bevölkerung stimmte generell sym­
pathiebezogen und nicht parteipolitisch – 
wobei zu bemerken ist, dass auch viele Nein-
Stimmende an die meiner Ansicht nach eher 
fragwürdige Behauptung geglaubt haben, ein 
Nein zur Initiative führe über den indirekten 
Gegenvorschlag schneller und effizienter zu 
einer Förderung der Pflegeberufe. Es kann doch 
nicht sein, dass ein klares Volksmehr zur För­
derung eines generellen Anliegens im Parla­
ment tatsächlich einen Bremseffekt hat! Die 
Meinung, die Nein-Stimmenden seien grund­

sätzlich gegen eine Förderung der Pflege ge­
wesen, entbehrt jeder Grundlage.

Die Grundsympathie gegenüber dem Pflege­
beruf ist, auch unabhängig von der Pandemie, 
gross. Sie übertrifft alle Bedenken der konse­
quenten «Verfassungskosmetiker», die davon 
ausgehen, dass die Förderung einer speziellen 
Berufsgattung, so wichtig sie auch sei, grund­
sätzlich nicht in die Verfassung gehöre.

Nun zum pikanten Punkt: Was erklärt den 
Rückgang von ursprünglich über 70 Prozent 
zu den jetzt 61 Prozent Befürwortenden? Es gab 
wohl eine grössere Zahl an Stimmenden, die 
von einem ursprünglichen Ja zu einem Nein 
kippten, weil sie die überrissenen gewerk­
schaftlichen Postulate, bezüglich Lohn, Zu­
lagen und Frühpensionierung, die im Initiativ­
text gar nicht enthalten sind, einfach nicht auf 
die Verfassungsstufe heben wollten. Die laute 
und unsympathische gewerkschaftliche Kam­
pagne für ein Ja, die an populistische Protest- 
und Streikbewegungen erinnerte und eigent­
lich nicht zum Pflegeberuf passte, war für die 
Initiative also nicht nur überflüssig, sondern 
klar kontraproduktiv.
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Von der Schwäbischen 
Alb zum Minister

Ich habe es die ganze Zeit geahnt, jetzt 
weiss ich es. Das Gerede der Ampel-Partei-
en, man verhandle nicht über Posten, man 
wolle sich über Inhalte einig werden – es 
war eben nur Gerede. Tatsächlich wurde 
über Posten verhandelt. Wer bekommt wel-
ches Ministerium? Wer wird mit welchem 
Posten «entschädigt», weil er sich eigent-
lich einen anderen Posten gewünscht hat?

Dabei gingen Träume zu Bruch, und Alb-
träume wurden wahr. Annalena Baerbock, 
die gerne Kanzlerin geworden wäre, wird 
das Auswärtige Amt führen, als erste Frau 
in der Geschichte des Hauses, was offenbar 
der massgebliche Grund für ihre Berufung 
war, während der Fraktionsvorsitzende der 
Grünen, Anton Hofreiter, der sich das Ver-
kehrsministerium erhofft hatte, am Ende 
leer ausging; man konnte ihm, so hiess es 
in einem TV-Bericht, «die Enttäuschung 
durch die Maske hindurch» ansehen. 

Özdemirs Rückgrat

Mehr Glück hatte die grüne Vize-
präsidentin des Bundestages, Claudia Roth, 
sie wird Staatsministerin für Kultur und 
Medien und ein Büro im Bundeskanzler-
amt beziehen. Sie war «einfach dran», nach 
Jahrzehnten im Dienst der Partei, der sie 
ihr Privatleben geopfert hatte.

Dass es auf Eignung und Kompetenz bei 
der Vergabe der Ämter nicht ankommt, 
wurde spätestens mit der Ernennung von 
Cem Özdemir zum Minister für Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz klar. Er 
hatte für die Grünen mit fast 40 Prozent ein 
Direktmandat geholt. 

Allerdings – Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz sind nicht seine Domänen. 
Als Aussenminister aber wäre er eine Ideal-
besetzung. Er hat das Rückgrat, um auch 
mit Putin und Lukaschenko zu reden, ohne 
einzuknicken.

Für die Grünen war etwas anderes ent-
scheidend. Erstmals in der Geschich-
te der Bundesrepublik, so Grünen-Chef 
Habeck, «wird ein Kind einer türkischen 
Einwandererfamilie deutscher Bundes-
minister», und mehr als nur das, nämlich: 
«im deutschesten Ressort überhaupt, wenn 
man so will».

Soll heissen: Annalena Baerbock kommt 
«aus dem Völkerrecht», Cem Özdemir aber 
vom Lande, aus der Schwäbischen Alb.
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